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AUS DER FASCHISTISCHEN KOALITION IM JAHRE 1944
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Die gemeinsame und allgemeine Kriegszielsetzung der antifaschisti­
schen Koalition wurde bis Ende 1943 konzipiert. Im  M ittelpunkt dieser 
Zielsetzung standen das Zerschlagen der Hitler-Bündnisse und die voll­
kommene Vernichtung des Faschism us, was a u f Grund einer Form ulie­
rung,^ die von den Vereinigten S taaten  Anfang 1943 als Kompromiss 
den Grossmächten empfohlen, als allgemeines Ziel vorgeschrieben wurde, 
nämlich den Krieg bis zur bedingungslosen Kapitulation  des Feindes fo rt­
zusetzen. In A nbetracht des im Jah re  1944 sich vollziehenden allgemeinen 
Zerfalls der faschistischen K oalition genügte diese Form ulierung jedoch 
nicht m ein. In diesem G rundsatz und in der praktischen Verwirklichung 
der italienischen K apitu lation in der zweiten H älfte  des Jah res 1943 
offenbarte sich die Tatsache, dass die Alliierten, vor allem die West- 
m ächte, keinerlei vorläufigen Verpflichtungen übernahm en und auch 
keine Absicht ha tten , solche zu übernehm en für den Fall des A ustritts 
der feindlichen S taaten  aus dem Krieg, bzw. fü r den Fall ihres Ü ber­
gehens an die Seite der antifaschistischen K oalition, weder in bezug au f 
den W affenstillstand noch — und um so weniger — in bezug au f das 
Friedensabkom m en. Es schien, die Alliierten wollten bei der Form ulie­
rung der K apitulationsbedingungen und bei der G estaltung der Welt 
dei Xaehkiiegszeit freie Hand behalten. D arüber hinaus waren auch die 
genaue Bedeutung und die direkten, sowie die ferneren Auswirkungen 
der „bedingungslosen K ap itu la tion“ nicht klar.
Bereits 1943, bei der italienischen K apitu lation, hauptsächlich aber 
bei den Sondierungen der in Krise geratenen H itler-Satelliten wäre es 
notwendig geworden, die Bedeutung der Formel der „bedingungslosen 
K apitu lation“ genauer zu bestimmen. Vor der U nterzeichnung der aus­
führlichen W affenstillstandsbedigungen äusserte der italienische Dele­
gierte den W unsch, das W ort „bedingunglos“ auszulassen, um die „ E r­
niedrigung“ Italiens und des italienischen Volkes zu verm eiden, zugleich 
den aktiven B eitritt Italiens zu den Alliierten zu fördern. Damals ha tten  
die W estm ächte diesem Wunsch nicht ganz zugestim m t,1 Eisenhower 
h a tte  zwar die dam it verbundenen eventuellen militärischen und politi-
«•hen Vorteile anerkann t, als er die erw ünschten Veränderungen Roose­
velt befürwortend unterbreitete , ln  seinem Brief an Stalin vom 1. Okto­
ber 1943 h a tte  der Präsident geschrieben: „ . . .n a c h  ihrer (Eisenhowers 
und seiner M itarbeiter — M. K.) Meinung sei es aus dem G esichtspunkt 
der Niederwerfung der deutschen Truppen in Ita lien  und unserer dam it 
dam it verbundenen Erfolge sehr vorteilig, weil es in Italien das l ber­
ochen der Armee, der F lotte und der Zivilbevölkerung an unsere Seite 
befördere.“ Auch seine eigene Meinung zufügend, schreibt er über die 
überbrückenden Veränderungen: „ . . .d ie s e  sind von grossem Vorteil 
aus dem G esichtspunkt unserer K riegsanstrengungen und können uns 
keinen Nachteil bringen.“2 Nach dieser Meinung und der Zustim m ung 
der Sowjetunion zu den Veränderungen am 9. Novem ber 1943 wurde im 
ausführlichen italienischen W 'affenstiUstandsabkommen die Formel 
„bedingungslos K apitu lation“ zwar nicht abgeändert — war doch die 
bedingungslose K apitu lation der italienischen Regierung bereits zwei 
M onate vorher erfolgt — sie wurde jedoch nicht au f Italien , sondern auf 
den Marschall Badoglio, „das H aupt der italienischen Regierung“ 
ausgelegt.3
Dieses etwas sta rre  Beharren der am erikanischen Politik aut der 
bedingungslosen K apitu lation  erweckt den Anschein, als ob die beding­
ungslose K apitulation des Feindes das strategische Hauptziel des Krieges 
wäre. Als ob das m ilitärische Ziel der allgemeinen politischen Zielsetzung 
des Krieges übergeordnet wäre, als ob die allgemeine Strategie nur auf 
ein einzelnes Ziel, nämlich auf die Vernichtung der feindlichen S tre it­
kräfte  gerichtet werden sollte. Das heisst: als ob die militärische Tätig­
keit, der Sieg nicht nur eines der wichtigsten M ittel, sondern das höchste 
Ziel der Politik wäre.
Diese Auslegung des Kriegszieles oder der bedingungslosen K apitu ­
lation befriedigte weder die sowjetische noch die englische Führung. 
Roosevelt war zwar der Meinung, dass seine anscheinend sehr radikale 
und eine bedingungslose K apitu lation fordernde Politik den Beifall dei 
Alliierten, besonders der Sowjetunion einbringen wird.
Der A utor eines vorhin zitierten W erkes hat sich in diesem Zusam ­
m enhang eines ausdrucksvollen Vergleichs zwischen dieser am eiikani- 
sehen Vorstellung und einem französischen Sprichwort bedient. Es ist 
gu t für die Frauen, wenn die Männer Burgunderwein trinken — halten 
es die Franzosen. Ebenso erging es den Am erikanern. Sie dachten, ihre 
Politik sei gut für die Sowjetunion, wenn sie a u f der Bedingungslosigkeit 
bestehen.4
Ende 1943, Anfang 1944 en tstand  in der sowjetischen wie auch in 
der englischen Politik die Notwendigkeit, die Auslegung der beding­
ungslosen K apitu lation auszuarbeiten. F ü r die Sowjetunion und England 
war diese Politik von dem möglichst frühen Erreichen der allgemeinen, 
gemeinsamen und davon eventuell abweichenden, eigenen Kriegsziele 
abhängig. Besonders gilt das in bezug au f die kleineren faschistischen 
Mächte, die sich nacheinander gemeldet und einen W eg zum Ü b ertritt 
gesucht hatten . Im Frühling 1944 hatten  die Sowjetunion und England
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wirklich vorgeschlagen, mit bezug au f diese L änder die Politik  der 
bedingungslosen K apitu lation  zu mildern, bzw. fallen zu lassen.
Es war Aussenminister Molotow, der zum ersten Mal und in  kon­
kreter Form  diesen Anspruch au f eine ausgearbeitete Auslegung au f­
geworfen hatte , und zw ar im Zusam m enhang mit Finnland, ln  den 
ersten Dezembertagen H)43, a u f der Konferenz in Teheran kam die 
Rede au f die Sondierungen von F innland, U ngarn, Bulgarien und R u ­
mänien, die die Absicht ha tten , sich von D eutschland zu trennen. Die 
Sowjetunion interessierte sich dam als am meisten für Finnland. In d i­
esem Zusam m enhang h a tte  Stalin in Teheran vor Roosevelt und C hur­
chill die Bedingungen skizziert, die die Sowjetunion im Falle des Aus­
tr i t ts  F innlands zu gewährleisten willig wäre. W ährend seines Gesprächs 
am  31. Dezember 1943 mit H arrim an, dem am erikanischen B otschafter 
in Moskau, h a tte  Molotow a u f G rund von Stalins Äusserung „die Frage 
nach der Auslegung der ,bedingungslosen K ap itu la tion ’ in bezug au f 
verschiedene Satelliten von selbst aufgeworfen — wie H arrim an es am
6. J a n u a r  1944 seiner Regierung meldete — und hat mich gefragt, ob ich 
über unseren S tandpunkt inform iert bin .“5 Der Botschafter konnte keine 
A ntw ort geben, w orauf Molotow es fü r notwendig hielt, das Problem  
u n te r Hinweis au f die durch Stalin skizzierten Bedingungen zu behandeln, 
er h a tte  zwar noch zugefügt, dass er auch die Frage Rum äniens und 
Ungarns stud iere .“0
Aussenminister Hull inform ierte Moskau am 25. Ja n u a r  über den 
mit Roosevelt in E inklang gebrachten am erikanischen S tandpunk t in 
dieser Frage. „M it dem Präsidenten habe ich über die Frage, die Molo­
tow am 31. Dezem ber für Sie aufgeworfen hatte , verhandelt, dass es 
wünschenswert ist, die Formel der ,bedingungslosen K ap itu la tion ’ zu 
bestimmen, ln  seinem A ntwortm em orandum  führte  der P räsident aus, 
er teile den Gedanken nicht, dass wir deshalb verhandeln sollten, um die 
Auslegung der Formel „bedingungslose K ap itu la tio n ’ zu bestim m en, 
d a  er glaube, dass jede Auslegung, worin wir jetz t eventuell einig wer­
den, wahrscheinlich verändert oder modifiziert werden müsse, wenn einer 
von unseren Feinden seinen Wunsch zur K apitu lation  äussern w ird .“ 
,,. . . Der Präsident ist der Meinung, dass die beste Definition der Formel 
,bedingungslose K apitu lation’ in dem Bericht zu finden ist, der die 
K apitu lation  von Lee vor G rant e r z ä h l t . . . “ So kom m t der Aussenmi- 
nister zur Schlussfolgerung: „Sie dürfen Molotow darüber inform ieren, 
dass die amerikanische Regierung es gegenwärtig nicht für klug hält, 
sich in die allgemeine und öffentliche Definition der Formel .beding­
ungslose K ap itu la tion ’ zu verwickeln und dass es besser wäre, sich mit 
der Frage jedes einzelnen Landes dann zu beschäftigen, wenn sie aktuell 
w ird.“7
Die obenerw ähnte K apitu lation  in General G rants Auslegung wurde 
durch P räsidenten Roosevelt a u f seiner Pressekonferenz vom 29. Ju li 
1944 folgenderweise vorgetragen: „Am Ende des Zivilkrieges von 1861 — 
1865, nach der Schlacht von Appom attox, h a tte  Lee, Oberbefehlshaber 
der Südtruppen G rant, den O berkom m andanten der N ordtruppen um
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einen W affenstillstand ersucht. G rant h a tte  bloss das Folgende gesagt: 
.Bedingungslose K ap itu la tion .’ Das könne er nicht tun  — antw ortete 
Lee _  i er brauche noch mancherlei. Er habe zum Beispiel nur fü r eine 
Mahlzeit genügende N ahrungsm ittel fü r die Armee.
G rant: Das ist wohl traurig .
Lee: Die Pferde gehören nicht uns. sie sind die E igentüm er der 
Offiziere, die sie brauchen, dam it sie nach H ause kommen können.
G rant: Bedingungslose K apitu lation.
Lee: Gut, ich ergebe mich. Und er reichte G rant seinen Säbel.
G rant: Bob, nimm ihn zurück. Ergibst du dich bedigungslos ?
Lee: .Ja!
G rant: Ih r  seid je tz t meine Gefangene. Braucht ihr Nahrungsm ittel ?
Lee: J a . Ish habe nur noch fü r eine Mahlzeit.
Da sagte Grant: Und was ist mit den Pferden von Euren Offizieren? 
B raucht ih r sie ?
Lee: J a , zum Frühlingsanbau.
G rant: Sag deinen Offizieren, sie sollen ihre Tiere nach Hause schaf­
fen um den Frühlingsanbau zu erledigen.
Das heisst bedingungslose K ap itu la tion“ beendete Roosevelt seine 
E rläu terung.8
Diese Auffassung des Kriegszieles entsprach den antifaschistischen 
Zielen der Sowjetunion nicht. Darum  h a tte  die Sowjetregierung ausser 
den m ilitärischen Schritten auch von diplom atischen Mitteln oder 
d irekten Verhandlungen Gebrauch gem acht, dam it diese Ziele möglich­
erweise m it weniger Opfer und schneller erreicht werden. Im  Falle F inn­
lands ha tte  die Sowjetunion eine besondere Möglichkeit, diese Methoden 
anzuwenden. Finnland gehörte nämlich dem Berliner D reim ächteab­
kommen nicht an, die Vereinigten S taaten  standen in keinem Kriegszu­
stand  m it den Finnen, deshalb waren die gemeinsamen Vorschriften der 
Moskauer V ierm ächteerklärung von Oktober 1943 über die beding­
ungslose K apitu lation von Finnland formell nicht unbedingt er­
forderlich. England, das m it Finnland in Kriegszustand war, war schon 
im März 1943 mit der Möglichkeit der gegenseitigen Verhandlungen ein­
verstanden.0 U nter solchen Um ständen stellte sich die Sowjetunion gegen­
über Finnland nicht au f  den S tandpunkt der bedingungslosen K ap itu ­
lation. Als Mitte Februar 1944 die finnische Regierung über schwedische 
V erm ittlung sich interessierte, ob die Sowjetunion willig ist, mit der 
damaligen finnischen Regierung über den W affenstillstand zu verhan­
deln, lautete die Antwort aus Moskau: „Die Sowjetregierung hat keine 
Ursache, der gegenwärtigen finnischen Regierung ein besonderes Ver­
trauen zu schenken, wenn aber die F innen keine andere Möglichkeit 
haben, ist die Sowjetregierung im Interesse des Friedens willig, m it der 
gegenwärtigen finnischen Regierung über die Einstellung «1er m ilitäri­
schen Tätigkeiten zu verhandeln.”10
Diese Antwort der Sowjetregierung zeugte von einem hohen R ealitäts­
sinn. Einerseits ha tte  sie den Versuch unternom m en, die antifaschisti­
schen Friedensziele au f diesem Weg zu erreichen, andererseits aber hatte
2 0 4  M . K O R O M
sie ihren Willen geäussert, m it einer Regierung zu verhandeln, die die 
M acht hat, den A ustritt in Erwägung zieht und die einzige reale Yer- 
handlungsm öglichkeit gew ährt: „W enn aber die Finnen keine andere 
Möglichkeit h a b e n . . . “ — dieser Teil der A ntw ort sollte mit diesem 
U m stand in Beziehung stehen, dass die F innen weder eine Em igranten- 
regierung noch im Lande eine andere, bzw. illegale Regierung hatten , 
auch keine W iderstandskraft, die in der Lage wäre, eine solche Reuierung 
aufrechtzuerhalten .
Aus dem Gesichtspunkt der späteren ungarischen A ustrittsversuche 
m öchte ich diese, von R ealitätssinn durchdrungenen Verhandlungswil- 
len der Sowjetregierung, sowie ihre Methode und  Form  nachdrücklich 
hervorheben. D aher muss die erste sow jetisch—finnische K on iak tau f­
nahme etw as ausführlicher behandelt werden.
Nach der obenerw ähnten A ntw ort der Sowjetregierung h a tte  am  19. 
Februar 1944 der sowjetische Botschafter in Stockholm die Vorbeding­
ungen fü r  die Waffenslillslandsrerhandlungen den finnischen bevoll­
m ächtigten V ertretern übergeben:
„1. U nterbrechung der Beziehungen zu D eutschland und  In te r ­
nierung der in Finnland stationierten deutschen Truppen und Schiffe. 
Insofern Finnland sich zur Lösung dieser letzteren Aufgabe fü r nicht 
genug stark  hält, ist die Sowjetunion bereit, m it eigenen Truppen und 
m it eigener L uftkraft die notwendige Hilfe zu leisten.
2. W iederherstellung des sowjetisch —finnischen Vertrags von 1940- 
und Zurückziehung der finnischen Truppen au f  die Grenze von 1940.
3. Sofortige Freilassung der sowjetischen und alliierten Kriegsgefan­
genen, sowie jener sowjetischen und allierten Personen, die in finnischen 
K onzentrationslagern gehalten sind, bzw. dort arbeiten  m üssen.” Die 
Fragen nach der A brüstung der finnischen Armee, nach der V ergütung der 
der Sowjetunion verursachten Schäden, ebenso die Frage des Kreises von 
Petsam o können bis au f die W affenstillstandsverhandlungen zurück­
gestellt werden. Im  weiteren wurde dem V ertreter der finnischen Regie­
rung m itgeteilt, „wenn die finnische Regierung willig ist, diese Bedin­
gungen unverzüglich anzunehm en, die Sowjetregierung bereit sein wird 
die V ertreter Finnlands in Moskau zu Verhandlungen über ein konkre­
teres W affenstillstandsabkom m en zu em pfangen.“11
Anfang März 1944 h a tte  das sowjetische Volkskomm issariat des 
Äusseren die erw ähnten Bedingungen veröffentlicht. Dann wurde nach­
drücklich betont, dass „die Gerüchte, nach denen die Sowjetregierung 
Finnland die Forderung nach einer bedingungslosen K apitu lation  über­
reicht h ä tte ,. . .unbegründet sind .“12 Das ist auch durch das Telegram m  
bewiesen, das M inisterpräsident Churchill am 21. März 1944 an Stalin 
sandte und worin der S tandpunkt der englischen Regierung aufs neue 
bestätig t wurde, d .h . dass London keine bedingungslose K apitu lation  der 
Finnen erfordere. „Zunächst -  hiess es in Churchills Telegramm — will 
ich noch einmal zu den grossartigen Siegen Ih re r Armeen gratulieren, 
auch zu Ihrem  sehr gemässigten Vorgehen in bezug au f die F innen .“13
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Die finnische Regierung zögerte ungefähr ein M onat lang mit ihrer A nt­
wort. Mitte März wollte sie endlich in der Hoffnung au f weitere A ufklärun­
gen und ohne die Vorbedingungen anzunehm en, in Moskau verhandeln. 
Die Sowjet regier ung hatte , um  ihren Verhandlungswillen zu beweisen, 
auch dieser neueren finnischen B itte Genüge geleistet. Demzufolge konnte, 
am Ende März 1944 eine zweiköpfige finnische Delegation in Moskau 
eintreffen, um die sowjetische „In te rp re ta tion  der Vorbedingungen“ 
entgegenzunehm en. Der Inhalt der genauer form ulierten Vorbedingungen 
war der folgende: 1. Der obenerw ähnte erste P unk t soll bis zum Ende 
April: 2. der zweite stufenweise ebenso bis zum Ende April; 3. der d ritte  
sofort nach der Unterzeichnung des W affendstillstandsabkom m ens erfüllt 
werden; diesem Punkt wurde zugefügt, dass die finnischen Kriegsgefan­
genen nach dem Friedensvertrag aus der Sowjetunion nach Hause gelie­
fert werden sollen; 4. Die A brüstung der finnischen Armee soll im Mai 
au f 50 v. H., im Jun i au f das Friedensniveau gewährleistet werden: 
5. F innland wird verpflich tet, der Sowjetunion in R aten eine E ntschädi­
gung von 600 Millionen Dollar zu bezahlen; 6. Die Umgebung von Pet- 
samo, 1920 und 1940 von der Sowjetunion freiwillig überlassen, ist zu­
rückzugeben. Insofern die finnische Regierung die erw ähnten 6 Punkte 
als Vorbedingungen annim m t, wird die Sowjetunion ohne jede Gegen­
leistung au f das Pachtungsrecht, betreffend die Gegend von Hanko, 
verzichten.14
Die so besprochenen und genauer form ulierten Vorbedingungen 
wurden aber am 17. April 1944 durch den au f die profaschistische Reak­
tion gestützten  und zeitweilig wieder die Oberhand gewonnenen kriegeri­
schen Flügel der finnischen Regierung zurückgewiesen. Infolge dieser 
volksfeindlichen Entscheidung musste F innland den aussichtslosen, 
m örderischen Krieg noch eine Weile weiterführen.
Die Aufnahme der sowjetisch — finnischen K ontak te  ha tte  tro tz 
des zeitweiligen Fiaskos dazu beigetragen, dass die W estm ächte ihre 
Politik in bezug auf die bedingungslose K apitu lation  der Satellitenländer 
aberm als erörterten . In  einem vom 12. März 1944 aus London an den 
Aussenminister in W ashington geschriebenen Brief beklagt sich M inant, 
der amerikanische B otschafter, dass fü r die Verhandlungen des E uropäi­
schen K onsultativkom itees „wir kein Material über die K apitu lations­
bedingungen U ngarns, Rum äniens und Bulgariens zwecks unseres Ver­
haltens bekommen haben.“ Die zur Verfügung stehenden Materialen 
schreiben dasselbe Prinzip für diese Länder wie fü r D eustchland vor, 
d. h. die bedingungslose K apitulation; dadurch wird die Beantw ortung 
der wesentlichen Problem e dieser L änder verh indert, die bereit wären, 
den Krieg zu beenden. ..Die Völker dieser Länder — so setz t der B ot­
schafter fort -  haben mit ausserordentlich grosser Befriedigung be­
scheinigt, dass der M einungsaustausch der Finnen und der Russen sich 
um  jene R ealitäten  bewegt h a t, die durch den A ufenthalt deutscher T rup­
pen in Finnland und  durch den der Sowjetarmee an der finnischen Grenze 
bestim m t sind.“ Endlich rich tet er die Aufmerksamkeit darauf, dass bei 
Fortdauer dieser Situation die Gefahr der Isolierung der amerikanischen
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Politik en tste llt, die Vereinigten S taaten  in  bezug au f die genannten 
Länder bei der Entscheidung auch jener Fragen in den H intergrund 
gedrängt werden können, in denen sie d irekt interessiert sind .35
Die englische Regierung kam  bis März 1944 noch entschiedener au f 
den S tandpunkt, dass eine U m w ertung nötig ist. M inistrerpräsident 
Churchill ha tte  sich schon früher nicht einm ütig fü r eine Politik  der 
bedingungsloen K apitu lation  begeistert. Aller W ahrscheinlichkeit nach 
war er, wie auch Clausewitz, der Meinung, dass die m ilitärische Strategie 
den Zielen der Politik dienen muss. N ur so kann man es verstehen, dass 
er wieder und wieder mit seinem Plan hervortra t: die W estm ächte 
sollten Südost-Europa noch vor der Sowjetarm ee besetzen und dann von 
hier nach D eutschland m arschieren. So wollte Churchill den eventuellen 
sowjetischen Einfluss nach dem Kriege au f diesem Gebiet verhindern, 
zugleich einen überwiegenden englischen E influss sichern und  die gegen 
die revolutionären K räfte  verteidigten Ausbeutersystem e aufrech ter­
halten. Indem  sie eine Politik der bedingungslosen K apitu lation vermied, 
wollte die englische Führung vor allem zu diesen perspektivischen politi­
schen Zielen in Südost-Europa eine U nterstü tzung finden.
Der englische M inisterpräsident wurde schon im August 1943 auf 
die möglichen Nachteile der bedingungslosen K apitu lation  aufm erksam . 
E r wies au f  die Sondierungen hin. die in den Ländern der faschistischen 
K oalition reiften, und teilte  seinem Aussenminister m it, dass es unnötig 
sei, „diesen Prozess durch unablässige W iederholung der Losung .be­
dingungslose K apitu la tion’ zu dem ütigen“ — wie er es in einem seiner 
Bücher schrieb. D ann fuhr er fort: „Solange wir uns verpflichten, uns 
m it irgendeiner neuen Figur oder Regierung zu verhandeln, wird unser 
Vorteil zweifellos sein. Insofern wir das verm eiden können, dürfen wir 
nicht danach streben, dass sie sich alle in irgendeinen starken , verzwei­
felten Block gegen uns zusammenschliessen, der keine Hoffnung m ehr 
h a t.“ 10
D am it übereinstim m end und mit Bezug au f die günstige W irkung der 
sowjetisch — finnischen Verhandlungen hatte  Eden, der britische Aussen­
m inister am 17. März vorgeschlagen, „au f das P rinzip der bedingungslosen 
K apitu lation , wie es in Casablanca niedergelegt worden ist, im Falle 
der Satelliten der Achsenmächte zu verzichten, dam it die drei R egierun­
gen durch Beratungen und den U m ständen enstprechend frei entscheiden 
können, ob sie in Hinblick au f den Frieden sowie die Friedenssondierun­
gen a u f der bedingungslosen K apitu lation bestehen wollen. Im  Falle 
D eutschlands und Japans bleibt das Prinzip der bedingungslosen K api­
tu la tion  weiter gü ltig .“
Der am erikanische Aussenminister, Hull, h a tte  diesen Vorschlag am 
25. März in  einem befürw ortenden M emorandum an Roosevelt w eiter­
geleitet. „Ich  empfehle —schrieb er un ter an d eren — , uns diesem Vor­
schlag anzuschliessen, dam it wir eine grössere E lastiz itä t den Satelliten 
der Achse gegenüber erreichen.“ Am R and des Exem plars m achte der 
P räsident eigenhändig folgende Bemerkung: „Nein — das britische Aus- 
senm inisterium  tra t  imm er dafür ein, und das ist nicht richtig. F D R .“17
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(Franklin Delano Roosevelt — M. K.) Nach einigen Tagen, am 1. April 
füh rte  der Präsident seinen S tandpunk t auch schriftlich aus. „Ich  bin 
der Meinung, dass es ein Fehler wäre, Ausnahm en zu machen. Italien  
hat bedingungslos kap itu liert, zugleich aber erhielt es zahlreiche P ri­
vilegien. Das soll auch im Falle der K apitu lation von Bulgarien oder 
Rum änien oder Ungarn oder F innland geschehen. Lee h a tte  sich G rant 
bedingungslos ergeben, Grant ha tte  ihm jedoch sofort m itgeteilt, dass 
seine Offiziere ihre Pferde zum Frühlingsanbau nach Hause bringen 
dürfen. Diesem Geist möchte ich überall beğenen, Deutschland aus­
genommen. Deutschland versteh t nur eine Sprache.“18
W ährend Roosevelt seinen S tandpunkt form ulierte, kam die Antwort 
der Sowjetregierung au f Edens erw ähnten Vorschlag in W ashington an. 
Der sowjetische P artner h a tte  darin  mit nachdrücklicher U nterstützung 
des Vorschlages ausgeführt, dass „wie es auch aus den Finnland m it­
geteilten sowjetischen Friedensbedingungen klar wurde, hält es die 
sowjetische Regierung un ter gewissen U m ständen fü r möglich, das 
Prinzip der bedingungslosen K apitulation bei den Satelliten Deutschlands 
nicht anzuw enden. . . “ Es wäre möglich, dass die Anwendung dieses 
Prinzips „zu keinen positiven, im Gegenteil, zu negativen Ergebnissen 
führen wird, und die Bände, die die Satelliten an D eutschland knüpfen, 
nicht geschwächt, sondern befestigt w e r d e n . . .“la
A ussenm inistrer Hull h a tte  am  3. April den sowjetischen S tandpunkt 
mit der Bem erkung an Roosevelt weitergeleitet, dass er auch in diesem 
Falle nach dem au f den britischen Vorschlag bereits form ulierten ab ­
lehnenden S tandpunkt Vorgehen wird. ,.CH OK F D R “ (Cordell Hull, in 
Ordnung, Franklin Delano Roosevelt) — war die eigenhändige, kurze 
A ntw ort des Präsidenten.
Damit war aber der Streit noch nicht beendet. Auch die am erikani­
schen Aussenpolitiker tra ten  aufs neu in Aktion. Nach den obenerwähn­
ten, erfolgslosen Versuchen ha tte  Bohlen, der L eiter der Sektion fü r o st­
europäische Angelegenheiten im Aussemninisterium am 3 — 4. April 
nochmals versucht, die Meinung des Präsidenten zu ändern. Über die 
Begründung des englischen und des sowjetischen Vorschlages hinaus 
führte  er in seinem Memorandum noch aus, die Sowjets würden das (die 
amerikanische Ablehnung der Vorschläge — M. K.) jedenfalls als einen 
Beweis dafür betrachten , dass nach unserem W unsche ihre Truppen 
bei den Satelliten auf den grössten W iderstand stossen.“20 A uf diesen 
auch vom Aussenminister un terstü tz ten  amerikanischen Vorschlag, nach 
dem die Politik der bedingungslosen K apitulation im Falle der Satelliten 
verändert werden sollte, an tw ortete  Roosevelt am  5. April aberm als 
ablehnend, in den konkreten Fällen der einzelnen Länder jedoch erwies 
er sich willig, Zugeständnisse zu m achen.21
Der am erikanische Aussenminister an tw ortete  am 11. April der 
sowjetischen und der britischen Regierung diesem S tandpunkt en tspre­
chend. ..Die Regierung der Vereinigten S taaten  kam  nach sorgfältiger 
Überlegung des Vorschlages der britischen Regierung und der diesbezüg­
lichen Auffassung der sowjetischen Regierung zur Schlussfolgerung,
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dass eine allgemeine Abweichung von der D oktrin  der bedingungslosen 
K apitu lation prinzipiell nicht wünschenswert ist. Jede prinzipielle Ab­
weichung diene unverm eidlich als Präzedenzfall zu allen Fällen in der 
Zukunft. Die am erikanische Regierung halte es fü r richtiger, das a ll­
gemeine Prinzip der bedingungslosen K apitu lation  unverändert zu lassen 
und eine Veränderung au f  G rund konkreter Fälle zu überlegen. Die 
am erikanische Regierung. . . ist bereit, die Veränderung dieses Prinzips 
im Fall eines jeden Satelliten günstig zu beurteilen, soweit die britische- 
oder die sowjetische Regierung aus dem G esichtspunkt der gemeinsamen 
Sache eine solche V eränderung fü r vorteilig hä lt.“ .2-
Die M einungsverschiedenheit um die Anwendung oder N ichtan­
wendung der Politik der bedingungslosen K apitu la tion  wurde dam it 
bei den Alliierten von der Tagesordnung genommen. Die Weise, wie 
der rum änische A ustrittsversuch im Frühling 1944 von sowjetischer 
Seite beantw ortet wurde, ebenso die Diskussion um den gemeinsamen 
Aufruf, den die Alliierten an die Satelliten richten wollten, lieferte jedoch 
neue M otivationen fü r den \\ iederbeginn — zwar in anderer Form  und 
m it anderem Ziel — des M einungsaustausches und fü r die weitere Mo­
difikation der Rahm en eines A ustritts.
De A ustrittssondierungen Rum äniens waren bei den W estm ächten 
bereits 1943 im Gange ebenso wie die der anderen V erbündeten D eutsch­
lands. Mit diesen Geschehnissen wollen wir uns näher nicht beschäftigen, 
da sie au f die H auptlinie der Entwicklung nicht entscheidend wirkten. 
Das Ziel all dieser Versuche war, die in K rise geratenen Regimes mit 
U nterstützung der westlichen Alliierten, eventuell mit ihren Besatzungs­
kräften zu retten . Deshalb wollten sie au f alle mögliche Art erreichen, 
dass ihr Land nicht durch die Rote Armee, sondern durch die T ruppen 
der W estm ächte befreit werde. Diese R ettungskräfte  der in den ost­
europäischen Ländern der faschistischen K oalition bestehenden Regi­
mes spekulierten a u f die antisowjetischen Gefühle gewisser führender 
Kreise in England und in den Vereinigten S taaten . Dieser Weg konnte 
jedoch zu keiner H aupttendenz der Entw icklung im Schicksal dieser 
Völker werden. Das war nicht möglich, auch wenn Churchills verschie­
dene Balkanpläne diese Lösung förderten. Die K ohäsionskraft der 
antifaschistischen Koalition erwies sich stärker als die genannten S tre­
bungen. Im  Falle Rumäniens stellte es sich besonders früh  heraus und 
beginnend mit Anfang 1944 bedeutete es auch einen starken  äusseren 
Antrieb für den nüchternen Teil der rumänischen herrschenden Kreise, 
die einzige mögliche Realpolitik früher zu erkennen: d. h. um einen W af­
fenstillstand müsse man sich der Sowjetunion zuwenden, da Rum änien 
gegen sie den Krieg führt und zuerst die sowjetischen Truppen rum äni­
schen Boden betre ten  werden.
Im  Novem ber 1943 hat der amerikanische B otschafter in M adrid 
au f die rum änischen Aussprungssondierungen noch das Folgende ge­
antw ortet: „Rum änien könnte die Besatzung des ganzen Landes durch 
die Sowjetarmee nur dann verm eiden, wenn Mihai Antonescu (der 
rum änische Aussenminister — M. K.) der Regierung der Vereinigten
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Staaten offiziell eine D eklaration über die bedingungslose K apitulation 
sendete“ .23 Im  Ja n u a r 1044 müssen die englische, sowie die am erikani­
sche Regierung bereits die Folgen der Tatsache anerkennen, dass R um ä­
nien von den im Kriegszustand stehenden S taaten  nur gegen die 
Sowjetunion Kriegsoperationen ausführt und diese bereits in der Nähe 
seiner Grenzen. Eine englische Note vom 16. Ja n u a r  1044 te ilt der 
Sowjetregierung das Folgende mit: Die englische Regierung „anerkennt 
in vollem .Masse — da die militärischen H auptschläge Rumäniens sich 
gegen die sowjetischen Truppen richten und anscheinend die sowjeti­
schen S treitk räfte  un ter den alliierten K räften als erste Rumänien er- 
reischen werden — dass die Sowjetierung die H auptrolle bei der E n t­
scheidung spielen wird, was für W affenstillstandsbedingungen für die 
Rum änen bestim m t werden sollen.“24
Dieser S tandpunkt m achte den westlichorientierten A ustritts ver­
suchen Rum äniens ein Ende. Die westlichen Alliierten wiesen die ru ­
mänischen Delegierten an. mit der Sowjetunion zu verhandeln. So kam 
es dazu, dass M itte .März 1044 in Kairo Rum äniens V ertre ter sich auch 
mit der Sowjetregierung um die W affenstillstandsbedingungen in 
K ontak t setzten.
Die R ote Armee h a tte  inzwischen (Anfang April) Rum äniens Bo­
den betre ten  und dort gegen die vereinigten deutschen und rum äni­
schen faschistischen K räfte gekäm pft. Die Sowjet regie rung gab aus 
dem Anlass, dass die Rote Armee den Feind verfolgend zum ersten 
Mal fremdes, und zwar feindliches Gebiet betra t, eine E rklärung ab über 
ihre Kriegsziele in dem jenseits der sowjetischen Grenzen geführten 
Krieg. Die Sowjet truppen haben in Verfolgung „der deutschen Armee 
und der mit ihr verbündeten rumänischen T ru p p e n .. .  den Boden 
Rum äniens betreten . Das Oberkommando der Roten Armee — lau tet 
die E rklärung vom 2. April 1044 — hat den vordringenden sowjetischen 
Einheiten befohlen, den Feind bis zu dessen Zerschlagung und K apitu­
lation zu verfolgen. Die sowjetische Regierung erklärt zugleich, dass sie 
sich nicht das Ziel gesteckt ha t. irgendwelches rumänisches Gebiet zu 
annektieren oder die bestehende gesellschaftliche Ordnung in Rumänien 
zu verändern; und dass die sowjetischen Truppen ausschliesslich unter 
dem Zwang der m ilitärischen Notwendigkeit und des andauernden 
W iderstandes der feindlichen Truppen den Boden Rum äniens betre ten .“25
Auch enthielt diese Regierungserklärung sehr hoffnungsvolle Ele­
mente in bezug au f die Möglichkeiten der weiteren rumänischen Politik. 
A nstatt der Forderung einer bedingungslosen K apitulation erklärt sie 
nämlich, dass die Rote Armee nicht mit dem Ziel komme, das bestehende 
rumänische Gesellschaftssystem zu verändern. Neben dieser eindeutigen, 
für das rum änische Volk, für die rum änische Nation günstigen Ver­
kündigung war die Sowjetregierung bereit, sich auch mit der rum äni­
schen Regierung in Verbindung zu setzen, obwohl sie „wenig Hoffnung” 
ha tte  über die wirklichen A ustrittsabsichten der Antonescu-Regierung, 
dennoch wollte sie auch die geringsten Möglichkeiten ausnützen, um den 
Krieg mit Rum änien und das Blutvergiessen zu beenden. Darum ha tte
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der sowjetische P a rtn e r am  12. April 1944 in K airo den V ertre tern  der 
rum änischen Regierung die mit der englischen und am erikanischen 
Regierung in E inklang gebrachten und aus 6 Punkten bestehenden 
Bedingungen übergeben:
,,1. Bruch m it den Deutschen; die rum änischen und die alliierten 
1 nippen — darun ter auch die Rote Armee — käm pfen gemeinsam gegen 
die Deutschen, fü r die W iederherstellung der U nabhängigkeit und Selb­
ständigkeit Rumäniens.
2. W iederherstellung der sowjetisch —rum änischen Grenze gemäss 
dem V ertrag von 1940.
3. Vergütung jener Schäden, die der Sowjetunion durch die mili­
tärische Tätigkeit Rum äniens und durch die Besetzung sowjetischer 
Gebiete verursacht worden sind.
4. Freilassung aller sowjetischen und alliierten Kriegsgefangenen und 
In tern ierten .
5. A uf dem Gebiet Rum äniens Bewegungsfreiheit für dieSow iet- 
truppen, die anderen alliiertten Truppen in allen R ichtungen, wenn die 
m ilitärische Lage es erfordert: die rum änische Regierung hat dabei m it 
eigenen Verkehrsm itteln zu Wasser und zu Lande, sowie in der Luft 
allseitig mitzuwirken.
0. Die Sowjet regier ung ist dam it einverstanden, dass der Schied- 
gerichtsentscheid über Siebenbürgen ungültig is t und wird die Befreiung 
Siebenbürgens fördern .“2®
ln A nbetracht der gegebenen Verhältnisse kann man sagen, dass die 
Bedingungen «1er Sowjetregierung für Rum änien sehr günstig waren. 
Sie bewiesen keineswegs, dass die Sowjetunion die bedingungslose K api­
tu la tion  verlangte. Die Antoneseu-Regierung h a tte  sie trotzdem  zurück­
gewiesen und hielt das Bündnis mit den deutschen Faschisten weiterhin 
aufrech t.
ln Mai 1944 wurden die Austrittem öglichkeiten der Satelliten weiter 
m odifiziert, als die alliierten Grossmächte einen A ufruf an diese Länder 
zusam m enstellten und veröffentlichten.
Das finnische Ansuchen für einen W affenstillstand, die ähnliche 
Versuche der anderen Länder, vor allem aber die deutsche Besetzung 
Ungarns veranlassten die drei Grossmächte an H itlers Satelliten eine 
Deklaration zu richten, ..dam it die gegenwärtigen Geschehnisse in diesen 
Ländern zum Vorteil der Alliierten gesta lte t werden können.“ So h a tte  
der am erikanische Aussenminister seinen Vorschlag vom 28. März 1944 
begründet. „Die kleinen Satelliten der Achse sollen durch diese Dekla­
ration angeregt werden, aus dem gegen die Alliierten geführten Krieg 
auszutreten  und ilire S tre itk räfte  möglicherweise gegen die Deutschen 
zu wenden.“27
Der ersten am erikanischen Vorstellung nach sollte diese. Deklaration 
sehr hart sein und auch die Formel „bedingungslose Kapitulation" e n t­
halten. Nach gewissen, für glaubwürdig erscheinenden Quellen aber 
hatten  sie es fallen lassen, und zwar au f Stalins Forderung.28 Der am eri­
kanische Entw urf en th ielt dennoch zahlreiche Thesen, die die harte
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Politik  dokum entierten. Den Ländern zum Beispiel, die mit Hitler noch 
nach diesem A ufruf nicht brechen, wurde das Recht fü r eine selbständige 
staatliche Existenz und für die W ahl der eigenen Regierung, sowie 
„die A u ss ich ten ... für die E rhaltung  der ihnen gehörenden Gebiete” 
mit einem Fragezeichen versehen.29
Diese Merkmale des am erikanischen Deklarationsentw urfes lösten 
auch bei der englischen Regierung berechtigte Besorgnis aus. Die Ver­
öffentlichung der D eklaration wurde eben au f das Ersuchen des engli­
schen K abinetts verschoben, ln einer am 27. April 1944 .Molotow über­
gebenen Note macht die englische Regierung die folgenden Bemerkungen: 
die englische Regierung sieht einen W iderspruch darin , dass das Prinzip 
der bedingungslosen K apitu lation beibehalten wird, trotzdem  man sich 
mit einer D eklaration an die kleineren Achsenländer wendet. Das b riti­
sche K abinett „nehme es sehr gerne, wenn es endlich den notwendigen 
Bewegungsraum bekommen könnte, um sein Propaganda in diesen 
Ländern auszuüben. Darum haben wir den britischen Botschafter in 
W ashington angewiesen, zu betonen, dass die Sowjetregierung in Ein­
verständnis mit meiner Regierung in bezug au f  F innland das Prinzip 
der bedingungslosen K apitulation nicht angew andt ha tte  und keine 
Absicht habe, das auch im Falle Rum äniens anzuwenden. Meine Regie­
rung ist in beiden Fällen der Meinung, dass die Propaganda sich der 
Praxis anzupassen hat. In  bezug au f Ungarn und Bulgarien ist es wichtig, 
dass die Propaganda der Alliierten sich nach der Erm utigung des aktiven 
W iderstandes gegen die Deutschen und nach der vollständigen W irkung 
der vorgeschlagenen Dreim ächtedeklaration richte. Darum hofft es 
meine Regierung, die am erikanische Regierung werde dam it einver­
standen sein, dass es zwecklos ist, in der Propaganda der Alliierten ge­
genüber diesen Ländern noch weiter an das Prinzip der bedingungslosen 
Kapitulation zu appellieren, o b z w a r die öffentliche Verleugnung dessen 
auch zu vermeiden is t.“30 (Hervorhebungen von mir. — M. K.)
U nter der W irkung dieses — seiner W ichtigkeit wegen ausführlich 
zitierten — englischen S tandpunktes und der inzwischen, am 1. Mai 
1944 erlassenen, auch die Satelliten betreffenden sowjetischen Erklä­
rung31 stim m te die amerikanische Führung zu, dass die D eklaration 
etw as milder und erm utigend abgefasst werde, so, wie sie endlich am 
13. Mai auch veröffentlicht wurde.32 Die Deklaration am Ungarn, R u­
mänien. Bulgarien und F innland wies darauf hin, dass die vollkommene 
Niederlage des faschistischen Blocks unvermeidlich sei. Darum rief sie 
diese Länder auf, mit Deutschland zu brechen und sich gegen die Deut­
schen zu wenden. Dadurch könnten die Beendingung des Krieges be­
schleunigt. die Leiden und Opfer der Völker verm indert, ihre eigene 
V erantw ortung fü r den Krieg verringert werden. Auch zum Sieg könn­
ten sie dadurch beitragen. Im  Gegenfall würden die Bedingungen des 
späteren K riegsaustritts nur erschwert werden.33
Wenn auch nicht grundsätzlich, doch fü r  die praktische Politik wurde 
die Forderung der bedingungslosen Kapitulation in bezug au f die genann­
ten  Verbündeten Deutschlands mit dieser Deklaration bei allen drei
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Grossmächten von der Tagesordnung genommen. Nach der Deklaration 
war die bedingungslose K apitu lation  als praktisches Ziel über das 
P rinzip hinaus nur in bezug au f Deutschland und Japan  geblieben.
*
U nter der W irkung der genannten S tandpunkte  wurde auch die 
gegenüber den mit Deutschland verbündeten Ländern ausgeführte P ro ­
paganda verändert. Das wird auch dadurch bezeugt, dass Hull, der 
am erikanische Aussenminister den erw ähnten englischen Vorschlag 
sofort nach dessen E rha lt einer neuen Entscheidung wegen dem Präsi­
denten w eiterleitete. „Die englische Regierung hält es fü r wichtig, dass 
die gegenüber den Satelliten ausgeführte P ropaganda jetz t verstä rk t 
werde und die Benutzung der Formel .bedingungslose K ap itu la tion ’ — 
m it besonderer Rücksicht auf Ungarn und Bulgarien — von jetzt an . 
weggelassen werde, obzwar natürlich verm eidet werden soll, au f das 
allgemeine Prinzip zu verzichten.“34 Die A ntw ort des Präsidenten ist 
auch liier eine eigenhändige Bem erkung au f dem von ihm gelesenen 
Exem plar: „ t'H  OK FD R “. (Cordell Hull, in Ordnung, F. D. Roosevelt.)33
Nach alldem wird nicht ohne Interesse sein zu untersuchen, 
warum  der praktische Verzicht au f die Forderung nach der beding­
ungslosen K apitulation, „m it besonderer Rücksicht au f Ungarn und 
B ulgarien” , fü r die englische Führung so wichtig war. Das war nur 
formell identisch m it der ähnlichen sowjetischen Bestrebung, inhaltlich 
und dem Ziele nach aber dieser gerade entgegengesetzt.
M itte April 1944 wurde ein Dokum ent un ter dem Titel „Die engli­
schen Interessen in Südost-Europa” fertig, das in der Form  eines Memo­
randum s in bezug au f die verschiedenen W ichtigkeitsgrade und  die 
Reihenfolge der britischen Interessen Stellung nahm . In  dieser Analyse 
wird daraus ausgegangen, dass „Südost-Europa fü r England eine be­
sondere historische und geographische Bedeutung hat. Der Weg nach 
dem Nahen Osten fü h rt hier d u r c h . . .  Also, wenn eine rivalisierende 
Macht (d. h. die Sowjetunion — M. K.) faktisch über Südost-Europa 
herrsche, das bedeute eine unm ittelbare Bedrohung unserer G rund­
interessen.“ Die ganze Zusammenfassung ist von diesem antisowjetischen 
Geist durchdrungen. Angenommen die fast eingetretene Tatsache, dass 
ganz Rum änien durch die Sowjetarmee befreit wird, und in A nbetracht 
des sowjetischen Vorschlages, dass die drei Grossmächte Österreich ge­
meinsam besetzen sollen, verteilt dieses Dokument die britischen „Ver­
pflichtungen“ in Südost-Europa au f zwei Teile: au f ,,unvermeidliche“ 
und ,,erwünschte“ Verpflichtungen. Zu den ersteren werden gezählt: die 
gemeinsame Besetzung Österreichs, die Besetzung der Inselgruppe Do- 
dekanesos und die in Griechenland zu erfüllenden politischen und mili­
tärischen Aufgaben. Dem E n tw urf nach diene diese Griechenland als 
Basis der eventuellen militärischen Verpflichtungen in Bulgarien und 
Sicherung der E isenbahnverbindung m it Jugoslawien.
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Zu den „erw ünschten“ Verpflichtungen gehören: Erstens, die K ont­
rolle des nordöstlichen italienischen Grenzgebietes für die Aufrechter­
haltung der Verbindung mit Österreich und für die Verhinderung eines 
möglichen Grenzkonfliktes zwischen Italien  und Jugoslawien.
Zweitens: die Aufgaben in Bulgarien. Wenn Bulgarien aus dem 
Krieg au s tritt, bevor es von der Front erreicht wäre, würde die mili- 
tärische Besetzung des Landes verm eidlich werden, da die Sowjetunion 
mit Bulgarien in keinem K riegszustand steh t. Im Gegenfall scheint es 
aber unverm eidlich, dass die Sow jettruppen bulgarischen Boden betreten 
und an den dortigen Käm pfen teilnehm en. „E s stellt in unserem In te ­
resse. die Ausdehnung des sowjetischen Einflusses in der R ichtung au f 
die Dardanellen und au f das M ittelmeer zu verhindern. Daher schlagen 
wir vor, auf Grund britischer leilnahm e an dem Kontrollmechanism us 
der Alliierten in Bulgarien, britische K räfte  nach Bulgarien zuschicken, 
um a)  mit der Teilnahme an der dortigen zufälligen militärischen 
Besetzung .unsere Fahne fliegen zu lassen’, b) in diesem Teil Europas die 
britischen Interessen dem onstrieren zu können und c) fü r den Kotfall 
zu sichern, dass die bulgarischen S tre itk räfte  die gegenwärtig in ihren 
H änden befindlichen griechischen und jugoslawischen Gebiete räum en 
und nicht wieder besetzen werden.“
D rittens: Die Förderung der W iederherstellung des unabhängigen 
albanischen Staates m acht es vielleicht notwendig, dass in diesem Land 
englische T ruppen sta tion iert werden.
\ iertens: ..Ungarn. Es gelten dieselben Überlegungen wie im oberen 
Punkt, (ü b er Bulgarien -  M. K.) Politische Ursachen begründen, dass 
wir in Ungarn mindestens .unsere Fahne fliegen lassen’, zwar das kann 
man praktisch auch durch Hinschicken .symbolischer K räfte’ ver­
w irklichen.“ .36
Diese den englischen Interessen entsprechende Vorstellung und die­
ser E ntw urf beweist deutlich, dass die englische Regierung durch den 
Ü bertritt Bulgariens und Ungarns, au f  Grund ausgehandelter Bedin­
gungen ihre eigenen Reichsinteressen sichern wollte. All das in einem 
Z eitpunkt, als gemäss realer Rechnungen man schon vorsehen und 
planen konnte, dass die Sow jettruppen Ungarn befreien werden. Das 
anerkennt auch der Entw urf, als er den sowjetischen Vorschlag in bezug 
au f die gemeinsame Besetzung Österreichs annim t. Dieser in"dem E u ­
ropäischen K onsultativkom itee vorgelegte Vorschlag h a tte  logisch auch 
die fatsache en thalten , dass nach Ungarn Sow jettruppen kommen 
werden, dieses Land also nicht un ter gemeinsame Kontrolle gestellt 
wird. So ha tte  auch der am erikanische Aussenminister die Lage beur­
teilt, der in seinem Telegramm vom 2. Jun i 1944 dem am erikanischen 
politischen R atgeber des Alliierten M ittelmeer-Öberkommandos Direk­
tiven m itteilte. Darin wurde festgelegt, dass die Vereinigten S taaten  -  
da sie in Rum änien keine m ilitärischen Verpflichtungen haben — es 
auch nicht notwendig halten, in Zusamm enhang mit den zivilen Ange­
legenheiten oder mit der Besetzung dieser L änder D irektiven zu 
geben. „W as U ngarn und  Rum änien betrifft — betont er - ,  denken
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die Vereinigten S taaten  nicht daran, sich in der A dm inistration der 
Besetzung Verbindungen oder m ilitärische \e r tre tu n g  zu sichern: 
diese A dm inistration wird möglicherweise durch die Sow jettruppen 
ausgeübt w erden.“37
D er S tandpunkt der am erikanischen Regierung wich von dem 
S tandpunkt Englands nicht nur deswegen ab. weil W ashington au f dem 
Balkan uninteressiert war. sondern auch deswegen, weil die am erikani­
sche Regierung die ganze britische Balkanpolitik so beurteilte , das 
„sie sich offenbar dazu rich tet, die Ausgestaltung von Einflusszonen au f 
dem Balkan zu erm öglichen“ . Der am erikanische Aussen minist er ha tte  
in seinem Brief vom 22. .Juni 1944 darüber hinaus auch die Meinung 
form uliert, dass er mit dieser englischen Politik nicht einverstanden 
sei.3*
Wegen der englischen Vorstellungen über die Aufteilung des Bal­
kans en tstand  ein gewisser politischer Konflikt zwischen der britischen 
und der sowjetischen Führung.39 Am 12. Ju li 1944 schlug Churchill 
Stalin auch schriftlich vor in Rumänien die sowjetische, in Griechenland 
aber die britische In itia tive  und Leitung anzuerkennen. E r inform ierte 
seinen sowjetischen Kollegen auch darüber, daß Roosevelt „nach einem 
kurzen Disput zustim m te, unsere Vorstellung in Form  eines dreim ona­
tigen Experim ents zu verwirklichen.“40 Stalin beantw ortete Churchills 
Vorschlag aberm als ausweichend. „Betreffs Rum äniens und Griechen­
lands ist es nicht notwendig, hier zu wiederholen, was Sie aus dem 
Notenwechsel unseres Londoner Botschafters und Herren Eden schon 
wissen. Eins ist für mich klar -  schrieb Stalin - ,  dass nämlich die 
Vereinigten S taaten  manche Besorgnisse in dieser Frage haben, weshalb 
es besser ist, wenn wir darau f zurückkehren, als wir auf unser Ersuchen 
die amerikanische A ntw ort bekom m en.“41
Die selbständige politische Bestrebung Englands in Südost-Europa 
wurde also nicht von der Tagesordnung genommen, ln  Form  gewisser 
diplom atischer M achinationen wurde sie sogar in bezug au f  Bulgarien 
und U ngarn noch lebhafter.
Was U ngarns A ustritt betrifft, erschwerten und verzögerten die 
Versprechungen und die antisowjetisches Verhalten inspirierenden, die 
Anhänger H orthys erm utigenden politischen Schritte  Englands die 
reale Erkenntnis der Lage bei jenen Kreisen, die die Niederlage schon 
klar voraussahen und an den A ustritt dachten. D. h., dass es unmöglich 
ist, ohne die Sowjetunion, noch weniger gegen die Sowjetunion aus 
dem Krieg zu tre ten , sondern, im Gegenteil, dass der A ustritt vor 
allem mit der U nterstü tzung der Sowjetunion auszuführen ist. Diese 
besondere Lage des Landes unterschied sich wesentlich von der 
Rum äniens, da  die an den A ustritt denkenden rum änischen hersehen­
den Kreise bereits vom Anfang 1944 an nach M itteilungen der 
W estm ächte keine andere reale Möglichkeit ha tten  als um einen W af­
fenstillstand s i c h  an die Sowjetunion zu wenden. F ü r Ungarn und Bul­
garien gestaltete  sich die direkte Politik  der Grossmächte so, dass in der 
ernstesten Zeit, als ihre A ustrittsabsichten reiften, gewisse Kreise der
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einen G rossm acht, nämlich Englands, zugleich ein antisowjetisches und 
ein deutschfeindliches Verhalten inspirierten, während die am erikani­
schen Diplomaten die bedingungslöse K apitu lation  wiederholten. Das 
alles rief in den herrschenden Kreisen Ungarns eine blasse Hoffnung und 
zugleich eine schreckliche Angst hervor; so waren sie in ihrer unbeholfe­
nen B orniertheit noch weniger fähig, die einzige reale Möglichkeit und die 
auch dem wirklichen Interesse des Landes dienende sowjetische Absicht 
zu erkennen.
Es folgt aus den bisher Gesagten, dass fü r die kleineren Länder des 
faschistischen Blocks sich die allgemeinen politischen, gesellschaftlichen, 
staatspolitischen und m ilitärischen Rahmen und Erfordernisse des Aus­
tr itts , bzw. des ( bergehens an die Seite der Alliierten bis zum Sommer 
und h ri di herbst dos Jah res 1944 in den Kriegszielsetzungen der a n ti­
faschistischen Grossmächte aus gestalteten. Ebenso begannen sich auch 
die möglichen Wege und Formen des Übergehens zu zeigen. Da Ungarn 
das letzte Land war, das sich von Hitler-Deutschland trennte, und die 
W ege und Form en des A ustritts der nacheinander austretenden Satel­
liten Ungarn ein mehr oder weniger abgenütztes Beispiel lieferten, 
müssen wir aus dem G esichtspunkt des ungarischen A ustritts  die Be­
sonderheiten des Übergehens dieser Länder einzeln und kurz ins Auge 
fassen.
*
Von Bulgarien. Finnland, Ungarn und Rum änien, die 1044 noch 
im deutschen Bündnis waren (die .M arionettenstaaten K roatien und 
Slowakien nicht eingerechnet), war Rum änien das erste Land, das 
au stra t und an die Seite der antifaschistischen Koalition überging.
im  Sommer 1044 en tstand  im N achbarstaat Rumänien eine politi­
sche und m ilitärische Lage, die un ter der W irkung der Siege der ant i ­
faschistischen Koalition, vor allem der Sowjetunion, für den antifaschisti­
schen bewaffneten Aufstand reif wurde. Die R ote Armee zerschlug im 
August 1044 in den a u f lum änisehen Boden ausgeführten Käm pfen den 
grössten Teil der deutschen faschistischen Truppen in Rumänien und 
ermöglichte, dadurch dass die bis zu diesem Zeitpunkt gereiften inneren 
antifaschistischen und revolutionären K räfte, sich a u f den weiteren 
Vormarsch der Sow jettruppen stü tzend , den U m sturz des faschistischen 
Antonescu-Regines mit einem bewaffneten Aufstand herbeiführten.
\ om Herbst 1943 an vereinigten sich die antifaschistischen revolu­
tionären K räfte des rumänischen Volkes imm er m ehr un ter der Leitung 
der Kom m unistischen Partei Rum äniens. Jm November 1043 wurde die 
Vaterländische Front ins Leben gerufen, in welche die KPR.  die von 
Petru Groza geleitete Pflugfront, der Bund der P artio ten , kie Sozialisti­
sche Bauernpartei und der Verband der Ungarischen W erktätigen gehör­
te n .1'- Diese Vereinigung wurde in April wesentlich verstärk t, weil dio 
beiden A rbeiterparteien, die KPR und die Sozialdemokratische Partei 
eine antifaschistische A rbeitereinheitsfront schufen, die die Hegemonie
21(5 M . K O R O M
der Arbeiterklasse in  der antifaschistischen W iderstandsbewegung 
sicherte.43 b
Inzwischen mussten die angelsächsisch orientierten bürgerlichen 
Parteien und die Hofkreise, die zur R ettung  des Regimes ihre Politik 
früher auf die Balkanlandung der Alliierten gegründet ha tten , auch 
au f das Drängen der Alliierten einsehen, dass R um änien nur dann aus 
dem verlorenen Krieg austre ten  könne, wenn das Land sich an die Sow­
jetunion wendet. E in Teil der herrschenden Kreise und auch die bürger­
lichen Parteien wurden also durch die internationale Lage, vor allem 
durch die Erfolge der Sow jettruppen, sowie durch die kritische 
innenpolitische Lage dazu reif, um einerseits mit der Sowjetunion ernst 
zu verhandeln, andererseits die Kom m unistische Partei anzuerkennen 
und m it ihr als mit einem starken P artner zu verhandeln und zu rechnen. 
Als Ergebnis dieser letzteren Überlegung, im Ju n i 1044 schlossen die 
beiden bürgerlichen Parteien, die Nationale B auernpartei und die N ati­
onale Liberale Partei mit der К PR und mit der Rum änischen Sozial­
dem okratischen Partei zur Schaffung eines N ationalen Dem okratischen 
Blocks ein Abkommen. Dieser Block veröffentlichte ein an tifaschisti­
sches und dem okratisches M inimalprogramm, dessen H auptforderungen 
waren: unverzüglicher W affenstillstand mit den Alliierten und Ü ber­
gehen an ihre Seite, Befreiung des Landes von der deutschen Besetzung, 
W iederherstellung seiner Unabhängigkeit und Selbständigkeit, L iquidie­
rung des faschistischen Regimes und Bildung einer neuen, verfassungs­
mässigen, dem okratischen Regierung, die sich au f alle, Freiheit und 
Recht geniessenden Bürger des Landes s tü tz t.44
Im Laufe der Vorbereitungen des bewaffneten Aufstandes war es 
von grosser Bedeutung, dass es gelang, einen bedeutenden Teil der 
Armee au f die Seite der patriotischen K räfte  zu stellen. Im Juni  1044 
wurde aus diesen und aus den V ertretern des königlichen Hofes ein 
M ilitärausschuss zur Organisierung der patriotischen Verbände und zur 
K onzentrierung der m ilitärischen K raft aufgestellt.
Der bewaffnete Aufstand wurde au f jenen Zeitpunkt geplant, als 
die Offensive der Sow jettruppen nach den Som m ervorbereitungen im 
Lande wieder beginnt. Sonst hätten  sie den K am pf gegen die starke  
deutsche Armee mit schlimmerer Aussicht aufnehm en können. In 
Rumänien stand  eine deutsche Armee von 556 000 Mann gegenüber 
der 2. und 3. Ukrainischen Front, in anderen Gebieten des Landes waren 
57 000 deutsche Soldaten im H interlanddienst beschäftigt. Von diesen 
waren insgesam t I I  000 Soldaten in Bukarest und Um gebung.43 Bei 
Beginn des bewaffneten Aufstandes hatten  die Aufständischen in der 
rumänischen H au p ts tad t eine Kam pfgruppe von 2000 P atrio ten  und 
eine m ilitärische K raft von 8515 Mann.40 Gegenüber den deutschen 
H interlandskräften  (57 000 Mann) stand  eine rumänische H interlands­
armee von 385 000 Mann47 und es war voraussichtlich, dass sie sich gegen 
die Deutschen wenden wird, wenn -  und das be tra f hauptsächlich die 
Offiziere — der bewaffnete Aufstand in E inverständnis mit dem kö­
niglichen Hof, mit dessen entschiedenen Massnahmen durchgesetzt wird.
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D araus folgt, dass Bukarest, die H au p ts tad t des Landes der geeig­
neteste Schauplatz des Aufstandes und Übergeheiis war. Die K ra ft­
verhältnisse im H interland zeigten eine m indestens sechsfache rum äni­
sche Überlegenheit. Die deutsche Heeresleitung rechnete mit einer sol­
chen W endung überhaupt nicht. Die fü r den rumänischen A ufstand 
günstige Verteilung der H interlandskräfte  weist jedenfalls darauf.
Die Offensive der 2. und 3. Ukrainischen F ron t begann am 20. 
August und hatte  einen schnellen Erfolg. Die Sow jettruppen hielten 
die ihren gegenüberstehende deutsche Armee nicht nur ganz fest, son­
dern bereiteten ihr binnen einigen Tagen auch eine katastrophale Nieder­
lage bei.48
Diese Armee konnte also den Erfolg des rumänischen bewaffnetn 
Aufstandes nicht mehr verhindern. Nach dem erfolgreichen sowjetischen 
Angriff, am 23. August, in den Abendstunden begann der bewaffnete 
A ufstand, der die Äntonescu-Regierung stü rz te  und ermöglichte, dass 
die neue Regierung die notwendigen Massnahmen fü r den A ustritt aus 
der deutschen faschistischen Koalition und für das l I»ergehen an die 
Seite der Alliierten verwirklichen könne. Der königliche Hof und die 
reaktionären K räfte  der Regierung versuchten inzwischen den freien 
Abzug der deutschen Truppen zu gewähren, um gegen die Deut­
schen nicht mit W affen auftreten  zu müssen. Die faschistischen 
deutschen M ilitärführer versprachen tückisch den Abzug, tra ten  
jedoch sofort mit Waffen gegen das Übergehen auf.4“ So dehnte 
sich der bewaffnete Aufstand au f  das ganze Land aus; die über­
gegangenen rumänischen K räfte nahmen bis 31. August, als die Sowjet­
truppen nach der Vernichtung der 556 000 Mann starken deutschen 
Armee in Bukarest einm arschierten, 53 000 deutsche Soldaten und 
Offiziere gefangen und tö teten  m ehr als 5000.50 Der bewaffnete Auf­
stand  war ganz rumänische Initiative, weder mit der Sowjetregierung 
noch mit den Sow jett ruppen wurde im voraus ein K ontakt aufgenom men.01 
Die Rum änen hatten  sich „nur“ au f die Offensive der Roten Armee 
gestü tzt. Der Ausbruch dieses für ,,unerw artet“ und „unorganisiert" 
erscheinenden A uftandes wurde doch dadurch vorbereitet, dass in 
Bukarest der S tandpunkt der Sowjetregierung au f Grund der in April 
geführten Verhandlungen schon bekannt war und auch in Betracht ge­
zogen wurde.
Das H orthv-U ngarn tra t mit m ilitärischer K raft gegen den A ustritt 
Rum äniens auf, mit der Begründung, dass rumänische Truppen in den 
nördlichen Teil Siebenbürgens eingebrochen waren. Die Lakatos-Regie- 
rung meldete das am 7. Septem ber, worauf das rum änische Aussen- 
m inisterium  antw ortete, dass der Kriegszustand zwischen Rumänien 
und Ungarn sich eingestellt h a t.52
Die erste Äusserung der rumänischen W endung war die Regierungs­
deklaration der neuen Regierung in der Nacht vom 23. au f den 24. 
August, die über den Um sturz der Äntonescu-Regierung und über die 
Aufstellung der neuen, sich auf den Nationalen Dem okratischen Block 
stützenden Regierung inform ierte. Das Ziel dieser Regierung war —
2 1 $  M. K O RO M
laut (1er D eklaration — das Land aus dem Bündnis mit Deutschland 
zu führen, Rum äniens U nabhängigkeit wiederherzustellen und fü r die 
Befreiung des ganzen Landes zu kämpfen. Im weiteren wurde m itgeteilt : 
..Kine der ersten aussenpolitischen Massnahmen der Regierung ist die 
Annahm e der W affenstillstandsbedingungen der Vereinigten N atio­
nen.“- ' Sowjetische H istoriker bewerten diese E rk lärung als die An­
nahme der Vorbedingungen vom April.34
Die sowjetische Regierung und das Oberkommando un terstü tz ten  
die rum änische Erklärung? mit einer Stellungnahm e identischen Inhalts, 
die in tier Nacht vom 24. auf den 2ö. August veröffentlicht wurde. Sie 
h a tte  die vorher ausführlich behandelte Deklaration der Sowjetunion 
vom 2. April Ю44 über ihre Politik in bezug a u f Rum änien bestätigt. 
Es wurde festgestellt, dass die Rote Armee ihren Angriff in Rum änien 
gegen den Feind fortsetzen werde, ferner wurde versprochen, die rum ä­
nischen I nippen nicht zu entw affnen, insofern sie gegen die Rote Armee 
die Operationen einstellen und gegen Deutschland und seine Verbündeten 
in den K am pf gehen. Zuletzt wurde auch als Vorbedingung des W affen­
stillstandes vorgeschrieben: „Das einzige Mittel zur schnellen Einstellung 
der Feindseligkeiten au f rumänischem Gebiet und zum Abschluss des 
W affenstillstandes mit den Alliierten ist, dass die rumänischen Truppen 
den Einheiten der R oten Armee zur Liquidierung des deutschen Heeres 
Hilfe leisten.“35
Die rumänische Regierung erteilte inzwischen auch au f  diplom ati­
schem Weg Inform ationen über die Wendung in Rumänien und wandte 
sich um den W affenstillstand zu den alliierten Grossmächten. Die F üh­
rung der W affenstillstandsverhandlungen m it Rum änien kam — nach 
italienischem M uster — in die Hände der Regierung, deren Armee das 
Land befreite. Der Ort der Verhandlungen wurde Moskau. Zur U nter­
zeichnung des rumänischen W affenstillstandsabkom m ens kam  es am 13. 
Septem ber H)44 (mit dem D atum  vom 12. Septem ber), nach mehr als 
zweiwöchiger vorbereitender Arbeit der alliierten Grossmächte: indessen 
w artete die rumänische W affenstillstandsdelegation ungeduldig in 
Moskau.3®
Das Abkommen ist ein sehr wichtiges G runddokum ent Rum äniens 
welches auch die spätere internationale antifaschistische Rolle des 
Landes bestim m t. Darin wird betont, wie wichtig es für Rum änien sei, 
aus der faschistischen Koalition auszutreten und den Krieg gegen sie in’ 
Gang zu setzen. Im  Abkommen wurde Rum änien verpflichtet, an dem 
antifaschistischen K am pf mit nicht weniger als 12 Divisionen teilzu­
nehmen. um die volle Befreiung des Landes und die W iederherstellung 
seiner Unabhängigkeit womöglichst bald zu erreichen. Von prinzipieller 
Bedeutung ist im Abkommen der Punkt, wonach Rum änien als Aner­
kennung für den Beitrag zum antifaschistischen K am pf die der Sow jet­
union verursachten Schäden nicht restlos vergüten müsse. Die Summe 
wurde im Abkommen mit 300 Millionen Dollar festgelegt , die in 6 Jah ren  
in W aren zu bezahlen waren.
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Ausser den m ilitärischen Vorschriften spielen vor allem jene Punke 
des Abkommens in dem innerpolitischen Leben des Landes eine grosse 
Rolle, die die antifaschistischen Aufgaben bestim m ten, z. R.: die d eu t­
schen und die rumänischen faschistischen und halbfaschistischen, poli­
tischen, militärischen oder param ilitärischen Organisationen, Parteien 
usw. sind zu verbieten, ihre T ätigkeit in der Zukunft ist zu verhindern, 
die Propaganda gegen die antifaschistische Koalition einzustellen, die 
im Gefängnis leidenden Antifaschisten müssen freigelassen und reha­
bilitiert, die Diskriminationsgesetze und Verordnungen für ungültig 
erklärt werden, die faschistischen Kriegsverbrecher sind vor Gericht zu 
stellen, usw.
Diese Vorschriften entsprechen jenen Vereinbarungen von all­
gemeiner Bedeutung, die im Oktober 1943 in Moskau auf der Konfe­
renz der Aussen m inister in bezug au f die italienische Frage getroffen 
wurden.
Das Dokum ent schrieb vor, dass au f den, 50—100 km hinter der 
Front liegenden Gebieten die Ziviladm inistration wiederhergestellt 
wird, obwohl sie die sowjetischen Anweisungen im Interesse des Friedens, 
der Sicherheit und der Verwirklichung des W affenstillstandes auch in 
der Zukunft zu erfüllen habe. Die sowjetische M ilitäradm inistration, die 
sonst nur im Interesse der Kriegsführung und der Armee eine allgemeine 
Führungs- und K ontrollfunktion ausgeübt hatte , beendete somit ihre 
Arbeit. Diese Massnahme wies darau f hin, dass die Sowjetunion die 
Souveränität Rum äniens stufenweise wiederherstellen und respektieren 
wollte.
Das Dokum ent bestim m t, dass wegen der Regelung der Verwirk­
lichung und des Kontrolle des Abkommens eine Alliierte Kontrollkom ­
mission aufgestellt werden müsse. Es ist nicht ohne Interesse, den 
Streit un ter den Alliierten um dieses Organ kurz zu schildern. Auch 
Hessen die englisch —amerikanischen P artner den sowjetischen Dele­
gierten keinen Einspruch in die Arbeit der in Italien tätigen Alliierten 
Kontrollkommission. Dennoch wollten sie bei den rumänischen W affen­
stillstandverhandlungen erreichen, dass in der Kontrollkommission die 
Delegierten der drei Grossmächte die gleichen Rechte gemessen. Der 
sowjetische P artne r musste am Ende 1943 und im Jah re  1944 die italieni­
sche Praxis anerkennen, weil do rt in erster Linie die Interessen der 
englischen und der amerikanischen Armee dom inierten. Die Sowjetunion 
wollte jetzt in Rum änien, fü r die eigene Armee, dieselbe Praxis gelten 
lassen. Im Laufe der Diskussionen, in einer Sitzung am 10. September 
stellte Aussenminister Molotov un ter Hinweis auch au f die italienische 
Praxis fest: . . . .  Die Exekutivfunktionen der Kontrollkommission
stehen den sowjetischen Delegierten zu, die über eine entsprechende 
Exekutivorganisation verfügen. E r sagte — zitiert H arrim an, der am e­
rikanische Botschafter in einem Brief an den eigenen Aussenminister — , 
dass die Aufgabe der in der Kontrollkommission tätigen anderen Dele­
gierten ähnlich sei zu der des in der italienischen Kontrollkommission 
tätigen  sowjetischen Beauftragten und bestehe in der Aufrechterhaltung
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der Verbindungen zwischen den betroffenen Regierungen und der K on t­
rollkomm ission.“37
Die Diskussion wurde gemäss dem sowjetischen S tandpunk t e n t­
schieden. Das ha tte  eine grundsätzliche und später auch praktische 
Bedeutung, weil — wenigstens während des Krieges — auch die finn i­
sche, sowie die bulgarische und die ungarische Kontrollkomm ission der 
Alliierten eine ähnliche Aufgabe und Führung hatte.
Das mit Rum änien abgeschlossene W affenstillstandsabkom m en 
wurde im Nam en der drei alliierten Grossmächte durch den Befehlshaber 
der 2. Ukrainischen Front, den am 10. Septem ber 1944 zum Marschall 
beförderten R. J .  Malinowskij unterschrieben, der später auch Vorsitz­
ender der Alliierten Kontrollkommission in R um änien wurde.58
Die allgemeinen G rundsätze, sowie auch die praktischen, m ilitäri­
schen politischen und w irtschaftlichen Vorschriften des rumänischen 
W affenstillstandsabkom m ens dienten für den W affenstillstand mit den 
anderen H itler-V erbündeten als M uster.59
Die progressiven K räfte  Rum äniens s tü tz ten  sich au f die g rund­
sätzlich und praktisch bedeutenden Thesen des W affenstillstandsab­
kommens und zerschlugen die e rschü tterte  faschistische und reaktionäre 
H errschaft, lenkten durch den antifaschistischen K am pf ihr Land au f 
den Weg der volksdem okratischen Revolution.
*
Das nächste Land, das H itler-D eutschland verliess, war Finnland. 
Der finnische A ustritt soll darum  kurz untersucht werden, weil H orthv 
und sein Kreis im Oktober 1944 dieses Beispiel, das ,.finnische Beispiel“ 
nachahm en wünschte.
Das halbfaschistische Kriegsregime Finnlands geriet im Sommer 
1944, un ter der W irkung der siegreichen sowjetischen Offensive in Ka- 
relicn und un ter dem Druck der Kriegsschwierigkeiten in eine tiefe Krise. 
Die Stim m ung gegen den K rieg wurde in den Volksmassen, sowie in den 
Regierungskreisen, imm er stärker. Das bewog Rvti, den deutschfreuend- 
lichen P räsidenten der Republik, sam t seiner Regierung zum Abdanken. 
Der Anfang August ins Amt getretene neue Präsident, General .Manner­
heim, Oberbefehlshaber der finnischen S tre itk räfte  und seine neue 
Regierung begann — zwar ziemlich zögernd und unentschieden — 
wieder die Sondierungen zur Erneuerung der W affenstillstandsver­
handlungen mit der Sowjetunion. Endlich, am 25. August 1944 wandte 
er sich über die sowjetische Botschaft in Schweden an Moskau mit der 
Bitte um Verhandlungen über die W affenstillstandsbedingungen für 
Finnland. Zugleich teilte Mannerheim mit. dass die Politik der früheren 
deutschfreundlichen Regierung die neue finnische Regierung nicht 
binde.90
Die Sowjetregierung stellte in ihrer Antwort vom 29. August fest, 
dass sie nur nach der Annahme und Erfüllung der folgenden Vorbedin­
gungen die finnischen V ertreter zu W affenstillstandsverhandlungen 
empfangen kann: „Die finnische Regierung muss öffentlich erklären,
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(lass sie mit Deutschland die Beziehungen abbricht, die Räum ung der 
deutschen S treitk räfte  aus Finnland erfordert, und zwar binnen zwei 
Wochen von dem Tag gerechnet, an dem die finnische Regierung den 
vorliegenden Vorschlag annim t, jedenfalls aber nicht später als am 15. 
Septem ber d. J .  Sollten die deutschen Truppen bis zu der bestimm ten 
Frist F innland nicht verlassen, werden sie entw affnet und als Kriegs­
gefangene den Alliierten übergeben.“61
Die finnische Führung versuchte am 2. Septem ber noch eine Machi­
nation auszuführen: sie wollte bei der Sowietregierung erreichen, dass der 
Auszug der deutschen Truppen vor der Ankündigung der A ustrittserklä­
rung gefordert werde. Dazu wünschte sie die Abstellung der Käm pfe 
an der Front. Moskau hielt aber an der Erfüllung der Vorbedingungen 
fest und versprach, bei der Entw affnung der deutschen Truppen Hilfe zu 
leisten.62
Endlich, am 4. Septem ber, früh morgens erk lärte  die finnische 
Regierung im Rundfunk, dass sie die sowjetischen Vorbedingungen an­
genommen und mit dem faschistischen Deutschland gebrochen habe und 
um 8 Uhr Morgen alle K am pftätigkeiten gegen die Sowjetunion einstelle. 
Das sowjetische Oberkommando nahm die Erklärung an und verordnete 
die Einstellung der K am pftätigkeiten an der finnischen Front auch von 
sowjetischer Seite.63 Bald darau f begannen in Moskau die Verhandlungen 
und der W affenstillstand wurde am 19. Septem ber unterzeichnet. Im 
Namen der Sowjetunion, England und der Vereinten Nationen un ter­
schrieb Generaloberst A. A. Schdanow, Mitglied des Kriegsrates der 
Leningrader Front und Sekretär des Leningrader Bezirkskomitees der 
KPdSU das Dokum ent. Schdanow wurde der Vorsitzende der Alliierten 
Kontrollkommission in Finnland.64
Das finnische W affenstillstandsabkom m en wich von dem rum äni­
schen grundsätzlich nicht ab. Die antifaschistischen Aufgaben wurden 
auch hier aufgezählt. Die Grenzen von 1940 zwischen der Sowjetunion 
und Finnland ebenso wie der Friedensvertrag von demselben Ja h r  tra ten  
wieder in K raft. Petsam o und Umgebung, 1920 und 1940 von der Sowjet­
union Finnland freiwillig überlassen, wurden der Sowjetunion zurück­
gegeben. Die Finnen wurden auch zu einer Kriegsentschädigung von 
800 Millionen Dollar verpflichtet.
Die Weise, wie Finnland aus dem Krieg austra t, ebenso das W affen­
stillstandsabkom m en (die Vorbedingungen eingeschlossen) unterschied 
sich von dem rumänischen, von dem ungarischen und dem bulgarischen 
in zweierlei H insicht. Einerseits erforderte man von der finnischen Armee 
und vom Land keine Kriegserklärung. Finnland musste zur Zerschlagung 
des Hitler-Regimes mit den Waffen nicht beitragen. Es genügte die 
Beziehungen abzu brechen. Auf dieser Grundlage h a tte  Finnland am 20. 
Septem ber auch mit Ungarn die diplom atischen Beziehungen abge­
brochen.65 Die Sowjetunion ermöglichte sogar die Evakuierung der 
deutschen Truppen aus Finnland. Der zweite Unterschied ist. dass im 
Abkommen die m ilitärische Besetzung finnischer Gebiete nicht genannt 
wurde, nur in letzter Not in bezug au f einzelne militärische Basen, Flughä-
2 2 2  M. K O RO M
fen, usw. Die geographische und  die m ilitärisch-strategische Lage des 
Landes m achten es n icht nötig, dass die Rote Armee ilire Operationen 
gegen die deutschen faschistischen Truppen hier w eiterführe. Dieser 
U m stand hängt mit der ersten  Besonderheit offenbar zusam m en.06
Diese Besonderheiten des A ustritts  und W affenstillstandes F innlands 
bedeuteten für H orthv  und seinen Kreis das „finnische Beispiel“ , das 
sie u n te r ganz anderen U m ständen und in einer gänzlich unterschiedlichen 
m ilitärisch-strategischen Lage um  jeden Preis nacharm en wollten.
*
Der A ustritt Bulgariens aus der faschistischen Koalition zeigt ebenso 
bem erkensw erte Züge auf. Selbst das V erhältnis zu den Kriegsgegnern 
unterschied sich von dem der anderen V erbündeten D eutschlands. 
Im  Gegenteil zu Finnland, doch ebenso wie U ngarn und Rum änien, 
schloss es sich dem D reim ächtepakt an, nahm  aber an dem Feldzug gegen 
die Sowjetunion nicht teil. Bulgarien unterstüzte  diesen Krieg w irtschaft­
lich und durch die im Lande eingerichteten deutschen M ilitärbasen. Vor 
dem Ausbruch des deutsch-sowjetischen Krieges nahm  es aber an den 
Aktionen gegen Jugoslawien und Griechenland an Seite D eutschlands 
teil, und im Dezember 1941 erk lärte  es England und den Vereinigten S taa­
ten den Krieg. Die diplom atischen Beziehungen zwischen Bulgarien und 
der Sowjetunion — ebenso wie die zwischen Finnland und den Vereinigten 
Staaten  — bestanden bis zum Früh herbst 1944.
Als 1943 die H itler-K oalition in Krise geriet und ihr Zerfall begann 
folgte aus dieser Lage, dass Bulgariens Aust rittssondierungen an die W est­
m ächte gerichtet werden sollten. Die W estm ächte hatten  über diese Son­
dierungen die Sowjetunion inform iert. Sogar der erste Vorschlag für die 
bulgarischen W affenstillstandsbedingungen seitens der W estm ächte 
wurde —abweichend von dem Fall der anderen drei Satelliten — am Ende 
August 1944 in der Europäischen K onsulatitativkom m ission behandelt.67
Vom Anfang 1944 an wurde es fü r die W estm ächte wichtig — gerade 
wegen des schnellen Vordringens der Sow jettruppen — , dass die .südost­
europäischen Verbündeten Deutschlands an die Seite der Alliierten über­
gehen. bevor die Rote Armee ihren Boden betreten  hätte . Dadurch wäre 
nicht nur der Krieg abgekürzt, sondern und vor allem, den Balkanplänen 
Churchills entsprechend, auch die W irkung der Sowjetunion in Siidost- 
E uropa verringert worden. Als die westlichen Alliierten mit den V ertre­
tern des bulgarischen Zarenregimes verhandelten, folgten sie diesem 
grundlegenden Ziel.
Zwischen dem politischen Ziel und  den W affenstillstandsbedingun- 
gen, insbesondere elenen, die im englischen E n tw urf skizziert waren, 
bestand zugleich ein scharfer Gegensatz. Die W estm ächte wollten strenge 
Bedingungen vorschreiben wie die in Italien, die das Land fü r eine lange 
Zeit in Abhängigkeit gehalten hätten . Sie wollten sich z. B. das R echt 
sichern, nach dem Ü bertritt Bulgariens au f Kosten Bulgariens jeder 
Zeit ins Land einmarschieren zu dürfen. Sie versuchten das mit der 
N otwendigkeit einer eventuellen späteren militärischen Lage oder m it
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der Erfüllung des W affenstillstandsabkom m ens zu begründen. Gleich­
zeitig hielten sie es aber nicht fü r notwendig, das Land an dem a n ti­
faschistischen Krieg teilnehm en zu lassen, s ta tt  dessen wollten sie eine 
bedingungslose A brüstung vorschreiben.
U nter der W irkung der für die Finnen und die Rum änen im Februar, 
bzw. im April 1944 übergebenen realen sowjetischen Verhandlungs- 
bedingungen wandte sich das Interesse der Länder, die die Absicht 
ha tten , überzugehen, von der Bedingungslosigkeit, d. h. der Vorschrift 
der W estm ächte, allmählich der sowjetischen Konzeption zu, die die 
Interessen des Antifaschismus, der Beendigung des Krieges und der 
Sicherung der national Unabhängigkeit vor Augen hatte . Die ausbeuten­
den Schichten der ost-europäischen Länder rechneten zwar vor allem 
mit einer westlichen Besetzung (im Interesse der R ettung  ihrer Regimes), 
der Preis dieser Lösung, die Bedingungen des W estens aber erm öglichten 
keine g latte  und schnelle Vereinbarung. Unter solchen Um ständen, 
tro tz  aller Bestrebung derer, die das bulgarische Regime retten  wollten, 
tro tz  des Eifers der W estm ächte gelang es nicht, vor dem 1. September, 
d. h. vor der A nkunft der Roten Armee an die bulgarische Grenze, mit 
Bulgarien das W affenstillstandsabkom m en abzuschliessen.
Nachdem die Sowjetregierung in den Jahren  1943 und 1944 der 
bulgarischen Regierung Dutzende der diplom atischen Noten überreicht 
ha tte , dam it diese nicht mit Deutschland gegen die Sowjetunion zusam ­
m enarbeite, brach sie am 5. Septem ber 1944 die diplom atischen Bezie­
hungen mit Bulgarien ab und erk lärte  zugleich den Krieg: . .als H itler
noch stark  war, konnte man noch nachsehen, dass Bulgarien un ter dem 
D ruck der Deutschen nachgab — lau tete die sowjetische Begründung — . 
jetzt aber, nach dem A ustritt Rum äniens, Finnlands und Italiens kann 
die Sowjetunion nicht mehr annehm en, dass Bulgarien un ter dem 
D eckm antel der sogenannten N eutralität D eutschland u n te rs tü tz t.”6<J 
Die Truppen der 3. Ukrainischen Front m arschierten bald zum Kam pf 
fü r die Befreiung Bulgariens.
Die bulgarische Regierung suchte bereits am 6. Septem ber beider 
Sowjetunion um den W affenstillstand an, die Sowjet regier ung war aber 
m isstrauisch, weil Bulgarien tro tz  seines Versprechens die Beziehungen 
m it Deutschland nicht abgebrochen ha tte ; die Trennung ging sehr 
zögernd vor sich. Die ausgedehnte W iderstands- und Partisanenbewegung 
führte  aber am St. Septem ber in den M orgenstunden, un ter der Leitung 
der bulgarischen Kom m unisten, gestützt au f die Offensive der 3. Ukraini­
schen Front, mit einem konzentrierten Angriff einen bewaffneten 
A ufstand durch und ergriff die Macht. Die neue, revolutionäre Re­
gierung brach die Beziehungen zu Deutschland eindeutig ab und e r­
k lärte  den Deutschen den Krieg.
N ur nach diesen Geschehnissen kam  es dazu, dass die Alliierten 
das bulgarische Ersuchen um den W affenstillstand annahm en. In  dem 
gleichen Zeitpunkt stellten auch die Sow jettruppen ihre Operationen 
gegen Bulgarien ein.70 Als Vorbedingung der W affenstillstandsverhand­
lungen forderten aber die Alliierten, dass Bulgarien binnen 15 Tagen die
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besetzten Gebiete Jugoslawiens und Griechenlands ganz ab tre ten  
soll.71 N ur danach und nach einer langen vorbereitenden Diskussion der 
Alliierten kam  es am 28. Oktober in Moskau zu der U nterzeichnung des 
W affenstillstandsabkom m ens. Im  Namen der drei alliierten M ächte 
wurde es von dem am 12. Septem ber 1944 zum M arschall beförderten 
F. I. Tolbuchin unterzeichnet, der später Vorsitzender der Alliierten 
Kontrollkom m ission in Bulgarien wurde.72
Das Unterzeichnete bulgarische W affenstillstandsabkom m en folgte 
in den G rundsätzen dem rumänischen und dem finnischen Abkommen. 
Ausser den m ilitärischen Vorschriften war die E rfüllung der antifaschis­
tischen Aufgaben auch hier die wichtigste Bedingung. Gewisse Besonder­
heiten zeigten sich aber auch in diesem Fall. Die erste Besonderheit 
w ar, dass die E ntw affnung der in Bulgarien befindlichen deutschen 
Truppen zwar vorgeschrieben wurde, Bulgarien wurde aber n icht unbe­
d ingt verpflichtet, gegen D eutschland zu käm pfen, obwohl das un ter 
sowjetischem Kom m ando erm öglicht wurde. Das revolutionäre bulgari­
sche Volk und seine Regierung m achte von dieser Möglichkeit G ebrauch 
und nachdem  am 26. Septem ber 1944 die Beziehungen mit U ngarn a b ­
gebrochen wurden, nahmen 6 Infanteriedivisionen an  der Befreiung 
U ngarns te il.73
Die andere wesentliche Besonderheit des Abkommens bestand darin  
dass es der Alliierten Kontrollkomm ission — mit einer Befugnis fü r die 
Sowjetunion v ie  im  Falle Rum äniens und F innlands — eine F ris t für 
ihre Tätigkeit vorschrieb, die nicht bis zum Abschluss des Friedenver­
trags dauern sollte, wie in den vorigen Fällen, sondern nur bis zur Be­
endigung des europäischen Krieges. Auch das spätere  ungarische Waf- 
fenstillstandsabkom m en folgte dieser bulgarischen Formel. Aus dem 
bulgarischen Abkommen fehlte auch die genaue Bestimmung der K riegs­
entschädigung. Diese Besonderheiten dienten auch in dieser K om pro­
missform dazu, den E influss der W estm ächte weiterhin zu erhalten .74
*
Nach der Übersicht der H auptm om ente, die die einzelnenVerbün- 
cleten Deutschlands zum Verlassen der faschistischen Koalition beweg­
ten, ist es notwendig, unsere Aufmerksamkeit auch a u f einige wesentliche 
Unterschiede zu richten. Das ist durch den U m stand begründet, .dass 
alle diese A ustritte  einen wesentlichen Einfluss au f  H orthys A ustrittsver­
such ausübten, weil sie diesem vorausgegangen waren. ,,Es schwebte 
imm er das finnische und nicht das rumänische Beispiel vor meinen 
A ugen. . . “ — schrieb Miklös H orthy , dam aliger Reichsverweser in 
seinen Memoiren.73 Die ungarischen herrschenden Kreise kann ten  also 
die Form en und die Weise des Ü bertritts  der einzelnen Länder gut und 
sie wogen diese Möglichkeiten.
Der A ustritt Italiens fand un ter den U m ständen der allgemeinen 
politischen und m ilitärischen Krise des Faschism us und hauptsächlich 
un ter den U m ständen der beginnenden antifaschistischen M assenbe­
wegungen s ta tt, als ein hauptsächlich die oberen Kreise erfassender,
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einem Coup d ’é ta t ähnlicher Regierungswechsel. Die Zusamm ensetzung 
der Badoglio-Regierung war nicht dem okratisch. Diese durch das M ilitär 
geleitete Regierung s tü tz te  sich vor allem au f die m it Mussolinis Politik 
unzufriedenen, au f die R ettung des Regimes bedachten oberen Kreise. 
H orthv und sein Kreis m ussten aber erleben, dass diese Regierung im 
Frühling und im Sommer 1944 au f die Forderung der inneren linken 
K räfte  und  der politischen Linie der siegreichen Grossmächte entspre­
chend zu einer Koalitionsregierung erw eitert wurde, die alle antifaschisti­
schen Parteien  — die Kom m unistische und die Sozialistische Partei 
Italiens eingeschlossen — um fasste. N ur die engen Klasseninteressen 
und die U nbegabtheit, die Unfähigkeit, die Angelegenheiten einer Nation 
zu führen, konnten H orthv  und seinen Kreis so blind machen, dass sie 
diesen Entwicklungsprozess nicht in seiner bedeutungsvollen W irklich­
keit betrachteten , sondern bei ihrem  Ü bertrittsversuch ohne die a n ti­
faschistischen K räfte , sogar gegen diese K räfte vorgehen wollten.
Im Sommer 1944 vertiefte  sich die Krise des rumänischen Systems 
bis zum antifaschistischen, bewaffneten Aufstand, der zugleich den 
Anfang der Revolution bedeutete. Dieser bewaffnete Aufstand ermög­
lichte zusammen mit den herrschenden Kreisen die Aufstellung einer 
neuen Regierung, die das Land au f den Weg des Ü bertritts  und des 
Kam pfes gegen die Deutschen brachte. Die Zusamm ensetzung und das 
Program m  der Regierung wies aber nicht au f Dem okratism us hin, 
widerspiegelte vielmehr die Interessen des königlichen Hofes zur R ettung 
des Systems. Auch die Führung der Regierung w ar in den H änden des 
m ilitärischen Flügels. Es kostete den rumänischen antifaschistischen, 
dem okratischen K räften  einen langen Kam pf, bis es in den ersten Tagen 
von .März 1945 gelang, Rum äniens Regierung wirklich zu dem okratisieren.
In Bulgarien fegte der bewaffnete A ufstand der Revolution das 
frühere Regime weg und stellte sofort eine volksdem okratische Regierung 
auf, die un ter der Leitung der Kom m unisten alle antifaschistischen P a r­
teien erfasste und die die Aufgaben des antifaschistischen Krieges sowie 
die dem okratischen Ziele entschieden verwirklichte.
Die Kriegspolitik schärfte auch in Finnland die Krise, diese war 
aber nicht von einer solchen starken  W iderstandsbewegung der Volks­
massen. der linken K räfte und der Parteien  begleitet, die die Weise des 
A ustritts  und die daran geknüpften Ziele wesentlich beeinflussen könnte. 
Die finnische Regierung, die den A ustritt ausführte und die sich au f den 
real politischen Flügel der herrschenden Kreise s tü tz te , bekam von 
unten nicht den D ruck einer starken, regierungsfähigen antifaschisti­
schen K oalition, wie das in Italien , in Rum änien und später auch in 
Ungarn der Fall war.
Fern von R ealitätssinn h ä tten  H orthv und sein Kreis gerne auch in 
U ngarn einen solchen H intergrund für das Übergehen gehabt, und 
führten diesem W unsch entsprechend ihre Politik.
Die oben vorgetragenen Grundsätze, die Rahmen und die Möglich­
keiten des A ustritts  aus der faschistischen Koalition und des Über­
gehens an die Seite der Alliierten veränderten sich bis zu dem gänzlichen
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Ü b e rtr itt  U ngarns nicht. Diese Vorschriften und G rundsätze wurden 
auch durch die späteren Konferenzen der Alliierten bestä tig t und  bei 
ihren Stellungnahm en in bezug au f die Nachkriegszeit in B etracht 
gezogen.
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